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UNTERNEHMER

WAS UNTERNEHMER ZUR 
E-RECHNUNG WISSEN SOLLTEN

Ab dem 01.01.2025 wird in Deutschland die E-Rechnung für alle 
inländischen B2B-Umsätze Pflicht. Diese Verpflichtung ergibt 
sich aus dem Wachstumschancengesetz vom 27.03.2024 und 
orientiert sich an der europäischen Norm EN 16931. Im Vergleich 

zu Papierrechnungen oder Rechnungen in digitalen Formaten 
wie PDF ermöglicht die E-Rechnung eine automatisierte Weiter-
verarbeitung, für welche sie in einem standardisierten Datenfor-
mat erstellt und übermittelt wird.

Ab Januar 2025 müssen Unternehmen in Deutschland  
E-Rechnungen empfangen können. Die Pflicht zur Ausstellung 
und Übermittlung von E-Rechnungen tritt stufenweise in Kraft:  
Ab dem 01.01.2027 gilt sie für Unternehmen mit einem  
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Vorjahresumsatz von mehr als 800.000 € und ab dem 
01.01.2028 dann für alle inländischen Unternehmen. 

In der Übergangszeit bis Ende 2026 dürfen Unternehmen Rech-
nungen auch weiterhin in anderen Formaten, wie auf Papier oder 
als PDF, ausstellen. Von der E-Rechnungspflicht ausgenommen 
sind Rechnungen über steuerfreie Leistungen, Kleinbetragsrech-
nungen bis 250 € und Fahrausweise. 

Auch Umsätze an private Endverbraucher und nicht inner-
deutsche B2B-Umsätze sind vorerst nicht von der E-Rechnungs-
pflicht betroffen.

Unternehmen müssen für den Empfang von E-Rechnungen 
über ein entsprechendes technisches System verfügen, das die  
Daten verarbeiten kann. Die E-Rechnungen müssen gemäß den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Führung und Aufbewahrung von 
Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form 
unverändert aufbewahrt werden.

Hinweis: Die E-Rechnung bringt nicht nur Neuerungen 
für Unternehmen, sondern soll auch die Verarbeitung von 
Rechnungen effizienter gestalten. Weitere Einzelheiten zum 
Umgang mit der E-Rechnung erläutert das Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums vom 15.10.2024. 

GEWERBESTEUEREINNAHMEN 
STIEGEN IN 2023 UM 6,9 %
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Die Gemeinden in Deutschland haben im Jahr 2023 Einnahmen 
von rund 75,1 Mrd. € aus der Gewerbesteuer erzielt. Dies be-
deutet ein Plus von rund 4,9 Mrd. € bzw. 6,9 % gegenüber dem 
Vorjahr, wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt. Damit 
wurde auch 2023 ein neuer Rekord bei den Gewerbesteuerein-
nahmen erreicht. 

Nach einem Rückgang im ersten Corona-Jahr 2020 waren die 
Gewerbesteuereinnahmen bereits 2021 und 2022 auf neue 
Höchststände seit Beginn der Zeitreihe im Jahr 1991 gestie-
gen. Unter den Flächenländern verzeichneten Brandenburg 
mit +27,0  % und Sachsen mit +21,8  % die höchsten Anstiege 

bei den Gewerbesteuereinnahmen. Bei den Stadtstaaten hatte  
Bremen mit +23,3 % den stärksten Zuwachs. Dagegen verbuchte 
Rheinland-Pfalz mit -29,1 % als einziges Bundesland einen Rück-
gang gegenüber dem Vorjahr.

Die Einnahmen der Gemeinden aus der Grundsteuer A, die auf 
das Vermögen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe erho-
ben wird, betrugen im Jahr 2023 insgesamt 0,4 Mrd. €. Dies war 
ein Anstieg um 0,8 % zum Vorjahr. Aus der Grundsteuer B, die 
auf Grundstücke erhoben wird, nahmen die Gemeinden im Jahr 
2023 insgesamt 15,1 Mrd. € ein, das waren 1,3 % mehr als 2022.

Insgesamt erzielten die Gemeinden in Deutschland im Jahr 2023 
Einnahmen aus den Realsteuern (Grundsteuer und Gewer-
besteuer) von rund 90,6 Mrd. €. Gegenüber 2022 war dies ein  
Anstieg um 5,1 Mrd. € bzw. 5,9 %.

Hinweis: Die von den Gemeinden festgesetzten Hebesätze 
zur Gewerbesteuer sowie zur Grundsteuer A und B entschei-
den maßgeblich über die Höhe ihrer Realsteuereinnahmen. 
Im Jahr 2023 lag der durchschnittliche Hebesatz aller Ge-
meinden in Deutschland für die Gewerbesteuer bei 407 % 
und damit um 4 Prozentpunkte höher als im Vorjahr. Bei der 
Grundsteuer A stieg der durchschnittliche Hebesatz im Jahr 
2023 gegenüber 2022 um 5 Prozentpunkte auf 355 %. Der 
durchschnittliche Hebesatz der Grundsteuer B erhöhte sich 
im selben Zeitraum um 7 Prozentpunkte auf 493 %. 

FREIBERUFLER

WAS GILT BEI VERGÜTUNGEN VON 
VERWERTUNGSGESELLSCHAFTEN?

Selbständige Journalisten erhalten für ihre Arbeit nicht nur  
Honorare, sondern können für die Übertragung ihrer Urheber-
rechte auch Vergütungen der Verwertungsgesellschaften VG 
Wort und VG Bildkunst beziehen. Der Bundesfinanzhof (BFH) 
hat kürzlich klargestellt, dass solche Vergütungen ebenfalls zu 
den (steuerpflichtigen) Betriebseinnahmen des Journalisten  
gehören. 

Geklagt hatte ein selbständiger Journalist, der diese Vergütun-
gen nicht versteuern wollte. Er hatte vor Gericht argumentiert, 
dass er nur für seine Honorare arbeite, sein betriebliches Han-
deln aber nicht darauf gerichtet sei, Vergütungen für seine Urhe-
berrechte zu erlangen.

Der BFH ließ sich davon jedoch nicht überzeugen und erklär-
te, dass zu den Betriebseinnahmen alle Zugänge in Geld und 
Geldeswert gehören, die durch den Betrieb veranlasst sind. Als  
betrieblich veranlasst sind nicht nur solche Einnahmen zu wer-
ten, die aus der maßgeblichen Sicht des Unternehmers Entgelt 
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für betriebliche Leistungen darstellen. Maßgeblich für die steu-
erliche Erfassung ist vielmehr, ob ein wirtschaftlicher Bezug der 
Einnahmen zum Betrieb besteht. Es genügte für die Erfassung 
der Vergütungen der VG Wort somit, dass die Zahlungen aus den 
Veröffentlichungen des Klägers im Zusammenhang mit dessen 
beruflicher Tätigkeit als Journalist resultierten.

ARBEITGEBER UND 
ARBEITNEHMER

DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG: 
ZWEITWOHNUNGSSTEUER ABSETZBAR

Viele Städte und Gemeinden erheben eine Zweitwohnungs-
steuer auf Zweitwohnungen, um zusätzliche Einnahmequellen 
zu erschließen. Zur Kasse gebeten werden sowohl Eigentümer 
als auch Mieter, die neben ihrer Hauptwohnung eine Zweitwoh-
nung (melderechtlich: Nebenwohnung) in der steuererhebenden 
Kommune unterhalten. Liegt die Zweitwohnung in einer teuren 
Metropole, ist dies für Steuerzahler nachteilig, denn die Zweit-
wohnungssteuer berechnet sich meist nach der Jahreskaltmiete 
der Wohnung.

Hinweis: In München wird eine Steuer von 18 % erhoben. 
Leipzig und Freiburg schließen sich mit jeweils 16 % an, Ber-
lin verlangt 15 %. Die Mehrheit der großen deutschen Städte 
verlangt 10 %, Hamburg und Kassel sind mit 8 % noch ver-
hältnismäßig günstig. 

Verheiratete und eingetragene Lebenspartner, die aus berufli-
chen Gründen eine Zweitwohnung unterhalten, sind laut einem 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts von der Steuer aus-
genommen. Nichtverheiratete werden aber zur Kasse gebeten.

Die Zweitwohnungssteuer ist im Rahmen einer doppelten Haus-
haltsführung zwar absetzbar, fällt aber unter die Unterkunftskos-
ten, die nur bis zu einem Höchstbetrag von 1.000 € pro Monat 
(12.000 € pro Jahr) steuerlich geltend gemacht werden können. 
In diese Höchstgrenze fließen auch noch weitere laufend anfal-
lende Kosten für die Unterkunft wie Wohnungsmiete, Kfz-Stell-
platzmiete, Betriebskosten und Reinigungskosten ein, so dass 
der Höchstbetrag relativ schnell erreicht sein kann und sich die 
Zweitwohnungssteuer nicht mehr steuermindernd auswirkt.

Hinweis: Separat geltend gemacht werden können bei einer 
doppelten Haushaltsführung die einmaligen Gebühren für ei-
nen Makler sowie Renovierungs- und Umzugskosten. Auch 
Ausgaben für notwendige Einrichtungsgegenstände und 
Haushaltsartikel für die Erstausstattung zählen nicht zu den 
Unterkunftskosten und sind zusätzlich absetzbar. 

BIS ZU WELCHER HÖHE KÖNNEN SIE 
UNTERKUNFTSKOSTEN GELTEND MACHEN?
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Wenn Sie an einem weit von Ihrem Lebensmittelpunkt entfern-
ten Ort arbeiten, ergibt es Sinn, sich am Arbeitsort eine Woh-
nung anzumieten. Die Kosten für diese Zweitwohnung können 
unter bestimmten Voraussetzungen als Werbungskosten im 
Rahmen einer doppelten Haushaltsführung anerkannt wer-
den. Das Finanzamt (FA) berücksichtigt diese Kosten aber nicht  
unbegrenzt. So gibt es grundsätzlich eine Begrenzung der ab-
ziehbaren monatlichen Kosten und der Größe der Wohnung.  
Im Streitfall musste das Finanzgericht Berlin-Brandenburg (FG) 
entscheiden, ob das FA eine Kürzung der Unterkunftskosten zu 
Recht vorgenommen hatte. Der Kläger ist Beamter im Auswärti-
gen Amt. Er war bis zum 20.08.2015 als stellvertretender Leiter 
der Botschaft in B tätig. Für die Tätigkeit in B machte der Kläger 
in seiner Einkommensteuererklärung Unterkunftskosten für eine 
200 qm große Wohnung im Rahmen der doppelten Haushalts-
führung geltend. Das FA erkannte die Kosten nicht vollständig 
an. Eine Richtlinie des Arbeitgebers des Klägers sah nur eine 
Wohnungsgröße von bis zu 140 qm als angemessen an - mit der 
Folge, dass auch das FA die Mietaufwendungen nur für 140 qm 
statt der begehrten 200 qm als angemessen ansah.

Die Klage vor dem FG war unbegründet. Das FA durfte die Auf-
wendungen nur insoweit als Werbungskosten berücksichtigen, 
als sie mit steuerpflichtigen Einnahmen des Klägers in Zusam-
menhang standen. Der Kläger erzielte sowohl steuerpflichtige 
als auch steuerfreie Einnahmen aus seiner Tätigkeit als Beam-
ter im Auswärtigen Amt. Notwendige Mehraufwendungen für 
eine doppelte Haushaltsführung können als Werbungskosten  
berücksichtigt werden. Als „notwendig“ gilt der zusätzliche 
Wohnbedarf, der für einen Steuerpflichtigen als Einzelper-
son erforderlich ist, der von dort seiner Arbeit nachgeht, des-
sen Lebensmittelpunkt und Haupthausstand sich aber an einem 
anderen Ort befindet. Im Streitfall sind hiernach lediglich 140 qm 
Wohnfläche als notwendig anzusehen. Darüber hinausgehende 
Aufwendungen sind nach Ansicht des Senats nicht notwendig, 
obwohl der Arbeitgeber die größere Wohnung akzeptierte und 
damit von seinen Richtlinien abwich.
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HAUSBESITZER

WIE GARTENARBEITEN DIE 
STEUERLAST SENKEN KÖNNEN
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Wer seinen Garten durch Dienstleister in Schuss halten lässt, 
kann die anfallenden Kosten als haushaltsnahe Dienstleistun-
gen oder Handwerkerleistungen in seiner Einkommensteuer-
erklärung geltend machen. Ein entsprechender Steuerbonus 
lässt sich sowohl von Hauseigentümern als auch von Mie-
tern absetzen. Es ist hierfür nicht erforderlich, dass die Immobilie 
ganzjährig selbst genutzt wird. Das heißt, auch Gartenarbeiten 
an Zweit- und Ferienhäusern sind absetzbar. Die Immobilien 
dürfen sich sogar in der EU oder im EWR befinden, solange der 
Hauptwohnsitz in Deutschland liegt.

Hinweis: Gartenarbeiten sind allerdings erst dann abzugsfä-
hig, wenn die Immobilie bewohnt wird. Fallen entsprechende 
Kosten vor dem Einzug in einen Neubau an, können diese 
daher noch nicht steuerlich geltend gemacht werden. 

Es spielt keine Rolle, ob der Garten erstmalig angelegt oder 
umgestaltet wird. Einmalige Arbeiten, wie das Verfliesen der 
Terrasse, das Anbringen eines Sonnenschutzes, die Einzäu-
nung des Grundstücks, das Gestalten der Beete, das Anlegen 
eines Gartenteichs, das Pflanzen einer Hecke oder Legen eines 
Rollrasens fallen steuerlich unter die Handwerkerleistungen. 
Wiederholt anfallende Arbeiten wie Rasenmähen, Hecken-
schneiden, Schädlingsbekämpfung, Unkrautjäten, Pflanzen in 
Vlies einpacken oder Laub vom Gehweg entfernen gehören zu 
den haushaltsnahen Dienstleistungen. Haushaltsnahe Dienst-
leistungen und Handwerkerleistungen sind jeweils zu 20 % ab-
setzbar, es gelten aber unterschiedliche Höchstgrenzen: Bei den 
haushaltsnahen Dienstleistungen werden maximal 20.000 € be-
rücksichtigt. Daraus entsteht im günstigsten Fall ein Steuervorteil 
von 4.000 €. Für Handwerkerarbeiten gilt eine Höchstgrenze von 
maximal 6.000 €. Daraus ergibt sich ein Steuervorteil von bis zu 
1.200 €. Insgesamt können also 5.200 € pro Jahr für Gartenarbei-
ten eingestrichen werden. Diese Summe wird erfreulicherweise 

direkt von der Steuerlast und nicht vom Einkommen abgezogen. 
Beschränkt ist die Absetzbarkeit allerdings auf Lohn-, Fahrt- und 
Maschinenkosten. Die Umsatzsteuer und Verbrauchsmaterialien 
wie Treibstoff, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmittel gehö-
ren dazu. Nicht absetzbar sind die Kosten für Pflanzen und Mate-
rial. Aus diesem Grund ist bei der Rechnungsstellung eine trans-
parente und getrennte Aufstellung erforderlich, ansonsten lehnt 
das Finanzamt den Steuerbonus ab. Als Nachweise werden eine 
Rechnung und ein Überweisungsbeleg, z.B. der Kontoauszug, 
benötigt. Besonders wichtig: Die Rechnung muss per Überwei-
sung beglichen werden, bei Barzahlung kann der Steuervorteil 
nicht beansprucht werden.

WERTERMITTLUNG: VORAUSSETZUNGEN 
EINES SACHVERSTÄNDIGENGUTACHTENS

Wenn Sie ein Haus oder eine Wohnung erben oder geschenkt 
bekommen, das bzw. die nicht das Familienheim war, fällt hierfür 
Erbschaft- bzw. Schenkungsteuer an. Um den Wert dieses Ob-
jekts festzustellen, gibt es standardisierte Verfahren. Wie es 
bei Verallgemeinerungen nun einmal ist, kann es sein, dass der 
tatsächliche vom ermittelten Wert abweicht. Ersterer kann durch 
das Gutachten eines Sachverständigen nachgewiesen wer-
den. Aber welche Anforderungen muss ein solches Gutachten 
erfüllen? Darüber musste das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
(FG) entscheiden.

Der Kläger erhielt vermietetes Wohneigentum im Wege der 
Schenkung. Gegen den hieraus folgenden Schenkungsteuer-
bescheid legte er Einspruch ein. Hierzu legte er das Gutachten 
einer Sachverständigen vor, die eine Ortsbesichtigung in Berlin 
vorgenommen hatte. Der Wert des Objekts wurde anschließend 
nach dem Vergleichswertverfahren ermittelt. Aus dem Gut-
achten ging jedoch nicht hervor, dass die Sachverständige die 
Vergleichsobjekte tatsächlich besichtigt hatte. Deren Lage wurde 
zwar mit dem Straßennamen, aber ohne Hausnummer ange-
geben. Aus Plausibilitätsgründen hatte die Sachverständige 
zusätzlich eine Wertermittlung nach dem Ertragswertverfahren 
auf der Grundlage des für eine Geschossflächenzahl von 2,5 
festgestellten Bodenrichtwerts vorgenommen. Nach Ansicht des 
Finanzamts war das Gutachten allerdings so mangelhaft, dass 
ihm nicht gefolgt werden konnte und eine Plausibilitätsprüfung 
nicht möglich war.

Die Klage vor dem FG war nicht erfolgreich. Der Nachweis des 
niedrigeren gemeinen Werts ist zwar durch ein Gutachten mög-
lich, dieses muss jedoch auf Plausibilität überprüfbar sein. Auch 
müssen Vergleichsgrundstücke in einer größeren Stadt (wie 
Berlin) immer mit Hausnummer angegeben werden. Es konn-
te auch nicht hilfsweise auf das Ertragswertverfahren verwiesen 
werden. Denn auch insoweit war das Gutachten mangelhaft. 
Die tatsächliche Geschossflächenzahl wurde nicht ermittelt, 
sondern die erlaubte Geschossflächenzahl genutzt. In Ber-
lin wird nach Angabe des Senats regelmäßig von der Planung  
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abgewichen. Die Sachverständige hätte sich mit der tatsächlich 
verwirklichten Geschossflächenzahl im relevanten Gebiet be-
schäftigen müssen. Das ist jedoch nicht passiert, so dass dem 
von ihr ermittelten Ertragswert nicht gefolgt werden kann. Der 
Hinweis des Klägers auf den Verkauf von zwei Wohnungen im 
selben Haus aus einem anderen Jahr ist auch nicht zum Nach-
weis eines niedrigeren Werts geeignet.

ALLE STEUERZAHLER

STUDIERENDE: GEHÖRT DAS BAFÖG IN 
DIE EINKOMMENSTEUERERKLÄRUNG?

Viele Studierende sind auf staatliche Unterstützung angewie-
sen, um sich ein Studium leisten zu können. Im vergangenen Jahr 
haben mehr als 635.000 Personen hierzulande Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) bezogen 
und dabei im Schnitt 640 € pro Monat erhalten; diese Zahlen hat 
das Statistische Bundesamt im August 2024 veröffentlicht. Der 
Höchstbetrag von 934 € für Studierende bzw. 903 € für Schülerin-
nen und Schüler, auch Vollförderung genannt, wurde an mehr 
als 348.000 Berechtigte ausbezahlt. Grundsätzlich sind BAföG-
Leistungen für Studierende sowie für Schülerinnen und Schüler 
steuerfrei. Wer solche Hilfen bezieht, ist somit alleine wegen 
dieser Leistungen nicht zur Abgabe einer Einkommensteuerer-
klärung verpflichtet, da BAföG-Leistungen hauptsächlich der Fi-
nanzierung des Lebensunterhalts dienen.

Hinweis: Gleiches gilt für das Aufstiegs-BAföG, das früher 
Meister-BAföG hieß. Hiermit unterstützt der Staat berufliche 
Aufstiegsfortbildungen, zum Beispiel Meisterkurse - und 
zwar unabhängig von Einkommen oder Vermögen. 

Anders sieht es aus, wenn jemand zusätzlich zum BAföG nicht 
rückzahlungspflichtige Zuschüsse für Aus- und Fortbildungskos-
ten erhält, beispielsweise Büchergeld von einer Stiftung. Oder 
wenn mit Hilfe von Aufstiegs-BAföG ein Teil der Lehrgangs- und 
Prüfungsgebühren beglichen wird und diese Zuschüsse nicht 
zurückbezahlt werden müssen. In diesen Fällen müssen solche 
Zuschüsse in der Einkommensteuererklärung angegeben wer-
den. Unter bestimmten Voraussetzungen können jedoch auch 
verschiedene Kosten, die für die Ausbildung anfallen, steuerlich 
abgesetzt werden. Dazu zählen sogar Zinsen auf das BAföG-
Darlehen. Es gibt Fälle, in denen Studierende zur Abgabe einer 
Einkommensteuererklärung verpflichtet sind, zum Beispiel wenn 
der Gesamtbetrag ihrer Einkünfte wegen einer selbstständigen 
oder freiberuflichen Tätigkeit, wegen Mieteinnahmen oder Kapi-
talerträgen den Grundfreibetrag (2024: 11.604 €) überschreitet. 
Der Bezug von BAföG zählt in der Regel aber nicht zu den Ein-
künften. Ebenfalls eine Steuererklärung abgeben müssen Stu-
dierende, wenn sie im betreffenden Kalenderjahr von mehreren 
Arbeitgebern gleichzeitig Lohn oder Gehalt bezogen haben.

Wer nicht zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet ist, darf 
freiwillig eine Erklärung abgeben - dies kann sich auch für Studie-
rende lohnen. Denn unter bestimmten Voraussetzungen - etwa 
bei einem Zweitstudium und eingeschränkt bei dualen Studien-
gängen - lassen sich verschiedene Ausgaben steuerlich geltend 
machen. Absetzbar sind beispielsweise Mietkosten, Fahrtkosten, 
Studiengebühren, Arbeitsmittel, Zinsen für ein Studentendarle-
hen sowie Kosten in Zusammenhang mit einem Auslandssemes-
ter oder Praktikum. Natürlich müssen in der Einkommensteuerer-
klärung dann auch sämtliche Einkünfte angegeben werden.

AUCH UNVERHEIRATETE KÖNNEN 
KINDERWUNSCHBEHANDLUNG ABSETZEN

Fast jedes zehnte Paar in Deutschland ist ungewollt kinderlos 
und auf reproduktionsmedizinische Hilfe angewiesen. Die Kosten 
dafür werden nicht immer von der Krankenkasse übernommen. 
Eine Steuerentlastung gab es bisher nur bei krankheitsbedingter 
Kinderlosigkeit der Frau sowie bestehender Ehe. Der Bundesfi-
nanzhof (BFH) hat nun entschieden, dass auch eine gesunde und 
unverheiratete Frau die Kosten für eine Präimplantationsdiag-
nostik (PID) zur Feststellung von Veränderungen des Erbmateri-
als und eine anschließende künstliche Befruchtung von der Steu-
er absetzen kann, wenn ihr Partner an einer Erkrankung leidet.

Im verhandelten Fall wies der Partner der Steuerzahlerin eine 
erblich bedingte Chromosomenmutation auf. Dadurch war die 
Wahrscheinlichkeit hoch, dass ein auf natürlichem Weg gezeug-
tes gemeinsames Kind entweder mit schwersten Behinderungen 
auf die Welt gekommen oder nach der Geburt erst gar nicht le-
bensfähig gewesen wäre. Das Paar ließ sich bei einer Kinder-
wunschklinik humangenetisch und psychosozial beraten. Um 
das vorliegende Risiko zu umgehen, entschied sich das Paar zu 
einer künstlichen Befruchtung und einer PID die genetische Ver-
änderungen an den Zellen des Embryos vor dem Einsetzen in die 
Gebärmutter identifiziert. Der Großteil der Behandlungen wurde 
an der Frau im Rahmen der künstlichen Befruchtung vorgenom-
men. Da die Frau selbst gesund war, musste das Paar die Kosten 
in Höhe von ca. 23.000 € selbst tragen. Mit ihrer Einkommen-
steuererklärung machte die Frau die Ausgaben schließlich als 
außergewöhnliche Belastung geltend. Doch das zuständige Fi-
nanzamt (FA) lehnte die Berücksichtigung ab, weil das Paar nicht 
verheiratet war. 

Die Frau klagte und das Niedersächsische Finanzgericht (FG) 
gab ihr in erster Instanz recht. Es sah die Voraussetzungen für 
den Abzug als außergewöhnliche Belastung als erfüllt an, 
da die medizinischen Maßnahmen notwendig waren, eine durch 
Krankheit des Partners beeinträchtigte körperliche Funktion aus-
zugleichen. Allerdings wurde nur der Teil der Kosten, den die 
Frau selbst bezahlt hatte, anerkannt. Die vom Partner bezahlten 
Rechnungen wurden bei der Frau nicht berücksichtigt, da keine 
Ehe bzw. Zusammenveranlagung vorlag. Das örtliche FA ging 
gegen dieses Urteil in Revision, so dass der Fall schließlich vor 
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dem BFH landete. Der BFH bestätigte die Entscheidung des FG 
und erklärte, dass die Gesundheit der Frau und deren Ehestatus 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes keine Rolle spielen. Im 
Urteil wurde auf den untrennbaren biologischen Zusammenhang 
in Bezug auf einen Kinderwunsch hingewiesen. Zum einen hätte 
die Erbkrankheit des Partners auch Auswirkungen auf die Frau 
gehabt, zum anderen hätte eine medizinische Behandlung eines 
Partners allein nicht für den Zweck ausgereicht. Somit waren die 
Maßnahmen am gesunden Körper der Frau steuerlich gerecht-
fertigt. Weiterhin waren die pränatalen Behandlungen durch die 
Ärztekammer medizinisch indiziert und wurden im Einklang mit 
deutschem Recht nach dem Embryonenschutzgesetz durch-
geführt. Der Abzug als außergewöhnliche Belastung wurde somit 
zugelassen.

ÜBERPRÜFUNG DES 
EINKOMMENSTEUERBESCHEIDS LOHNT SICH 

©
 B

jö
rn

 W
yl

ez
ic

h 
- s

to
ck

.a
do

be
.c

om
©

 B
jö

rn
 W

yl
ez

ic
h 

- s
to

ck
.a

do
be

.c
om

Immer mehr Steuerzahler legen Einspruch gegen ihren Steu-
erbescheid ein und haben damit Erfolg. Laut einer Statistik des 
Bundesfinanzministeriums gingen 2023 fast 10 Mio. Einsprüche 
bei den Finanzämtern (FA) ein. Im Jahr zuvor waren es nur knapp 
3 Mio.; Grund dafür sind insbesondere die Einsprüche in Zusam-
menhang mit der Grundsteuerreform. Es kommt aber immer 
wieder vor, dass sich auch in den Einkommensteuerbescheid 

Fehler einschleichen und das FA zu viel Steuern verlangt. Da-
gegen können Steuerzahler innerhalb eines Monats nach Erhalt 
ihres Steuerbescheids Einspruch einlegen.

Von fast 3,7 Millionen erledigten Einsprüchen im Laufe des ver-
gangenen Jahres waren rund 69 % erfolgreich. Das heißt: Über 
2,5  Mio. Steuerbescheide mussten die FA im Einspruchsver-
fahren richtigstellen und zugunsten der Steuerzahler ändern. 
Nur 12 % der Einsprüche hatten keinen oder nur teilweise Erfolg. 
Rund ein Fünftel der Einsprüche wurde zurückgenommen.

Bei Erhalt des Einkommensteuerbescheids sollte daher überprüft 
werden, ob Bruttolohn, Rente und andere Einnahmen korrekt 
vom FA erfasst wurden. Gleiches gilt für Renten- und Kranken-
versicherungsbeiträge, Jobkosten, Spenden, Krankheitskosten 
und haushaltsnahe Dienstleistungen. Es lohnt der Blick darauf, 
ob Zahlendreher enthalten sind oder elektronische Daten falsch 
übermittelt wurden. Zudem empfiehlt sich eine Prüfung, ob bei 
aberkannten Kosten gerade bei einem obersten Gericht in einem 
ähnlichen Sachverhalt gestritten wird. Ist dies der Fall, sollte unter 
Hinweis auf das anhängige Musterverfahren Einspruch einge-
legt und das Ruhen beantragt werden. Geht der Prozess zuguns-
ten der klagenden Steuerzahler aus, lässt sich davon im eigenen 
Fall profitieren. Die FA können derzeit mehr als 4,8 Mio. Einsprü-
che nicht abschließend bearbeiten, weil erst ein oberstes Gericht 
(Bundesfinanzhof, Bundesverfassungsgericht oder Europäischer 
Gerichtshof) noch entscheiden muss und Steuerzahler sich auf 
diese Musterverfahren berufen haben. Einspruchsverfahren sind 
für den Steuerzahler kostenlos. Wichtig ist aber, die Einspruchs-
frist nicht zu verpassen: Innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Steuerbescheids muss der Einspruch schriftlich, elek-
tronisch oder zur Niederschrift beim zuständigen FA eingehen. 

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

(*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

10.12.2024 (13.12.2024*)
•	 Umsatzsteuer

(Monatszahler)

•	 Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

•	 Einkommensteuer mit SolZ u. KiSt
(Vorauszahlung)

•	 Körperschaftsteuer mit SolZ
(Vorauszahlung)

27.12.2024
•	 Sozialversicherungsbeiträge

Dezember 2024

Mo Di Mi Do Fr Sa So

2 3 4 5 6 7 8

9 10 11 12 13 14 15

16 17 18 19 20 21 22

23 24 25 26 27 28 29

30 31
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den be-
handelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.
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